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EXPO REAL-SPECIAL

CORONA UND DIE KOMMUNALFINANZEN –  
PLÖTZLICHER ABSTURZ NACH EINEM LANGSAMEN SINKFLUG

In der ökonomischen Debatte ist ein breiter 
Konsens erkennbar: Deutschland muss 
mehr investieren. Das gilt bei den öffent-
lichen Investitionen vor allem für die Kom-
munen, die für einen großen Teil der 
 öffentlichen Infrastruktur und Baumaß-
nahmen zuständig sind.1) 

Obwohl die Bruttoinvestitionsaus gaben 
über die vergangenen Jahre kontinuierlich 
gesteigert werden konnten, reichte das In-
vestitionsniveau noch nicht aus, um die 
Abschreibungen auf den Kapitalstock aus-
zugleichen. Negative Nettoanlageinvesti-
tionen der kommunalen Ebene führen seit 
nunmehr 18 Jahren in Folge zu einem er-
heblichen Vermögensverzehr bei der Infra-
struktur und entsprechend hohen Nach-
holbedarfen (siehe Abbildung 1).2) 

Bedenkt man die zusätzlichen investiven 
Herausforderungen, die sich beispielsweise 
aus dem demografischen Wandel, der Digi-
talisierung oder dem Klimawandel – wo 
Kommunen nicht nur ihren Beitrag zum 
Klimaschutz leisten, sondern auch zuneh-
mend auf eine klimaresiliente Infrastruktur 
achten müssen – ergeben, werden weitere 
substanzielle Investitionsbedarfe offenkun-
dig. Da stellen die aktuellen Auswirkungen 
der Corona-Krise für die Kommunen „nur“ 
eine zusätzliche unter den schon vielen 
Herausforderungen dar.

Auswirkungen abhängig von Dauer und 
Schwere der Krise

Steigen die Investitionsbedarfe schneller 
als die Investitionsfähigkeit der Kommu-
nen, werden Investitionen teilweise aufge-
schoben oder unterlassen. Genau dieses 
Phänomen dokumentiert der von den be-
fragten Kämmereien wahrgenommene In-
vestitionsrückstand im KfW-Kommunalpa-
nel nun seit über zehn Jahren.3) Ein Erfolg 
der guten konjunkturellen Rahmenbedin-
gungen der vergangenen Jahre war, dass 
die kommunalen Investitionsausgaben zu-
mindest nominal gesteigert werden konn-
ten (siehe Abbildung 2). Die wirtschaftli-
chen Folgen der Corona-Krise gefährden 
aber diese positive Entwicklung. 

Die Auswirkungen auf die Kommunalfinan-
zen werden abhängig von Dauer und 
Schwere der Krise sein. Noch lassen sich 
die finanziellen Konsequenzen nicht seriös 
abschätzen.4) Aber: Von starken Einnahme-
rückgängen und perspektivisch steigenden 
Ausgaben ist auszugehen. So erwarten in 
einer Ergänzungsumfrage zum KfW-Kom-
munalpanel für das aktuelle Jahr über 90 
Prozent der befragten Kommunen sinkende 

Einnahmen (insbesondere durch Ausfälle 
bei der Gewerbesteuer), über 60 Prozent 
prognostizieren zugleich steigenden Aus-
gaben (insbesondere für Personal- und 
Sozialausgaben).5) Perspektivisch ab 2021 
sind die Aussichten zwar etwas weniger 
pessimistisch, bleiben aber mit deutlich 
 negativen Vorzeichen, sodass von mindes-
tens mittelfristigen Auswirkungen dieses 
Schocks auszugehen ist.

Verstärkung regionaler Disparitäten

Erfreulich ist zumindest, dass viele Kom-
munen über die vergangenen Jahre Finan-
zierungsüberschüsse erwirtschaften konn-
ten. Vielerorts sind also noch finanzielle 
Reserven vorhanden, durch die Teile der 
Verluste aufgefangen werden können.6) 
 Jedoch gilt für die Gesamtheit der Kom-
munen: Perspektivisch drohen Haushalts-
konsolidierungen und umschichtungen zu-
lasten der Investitionen. Denn obwohl für 
alle Ausgabenarten von den Kommunen 
ein Anstieg erwartet wird, gilt dies nicht 
für die Investitionen, wo eine relative 
Mehrheit der befragten Kämmereien sogar 
von einem Rückgang ausgeht. Besonders 
problematisch ist diese Aussicht im Hin-
blick auf die regionalen Disparitäten, die 
auch in konjunkturell guten Zeiten nicht 
verschwunden sind und sich nun auf mit-
telfristige Sicht wieder zu verstärken dro-
hen, wenn vor allem in finanzschwachen 
Kommunen stärker konsolidiert und damit 
an Investitionen gespart werden muss.

Vor diesem Hintergrund zeichnet das KfW-
Kommunalpanel 2020 noch die gute Fi-
nanzlage und steigenden Investitionen be-
ziehungsweise Investitionsplanungen des 
Jahres 2019 nach. Allerdings deutete sich 
schon im Herbst eine deutliche Eintrübung 
bei der Erwartung der Kämmereien hin-
sichtlich der Entwicklung der Finanzlage an 
– erste Anzeichen für ein Ende des Booms 
gab es bereits zu diesem Zeitpunkt. Gleich-
zeitig gab es erhebliche Hemmnisse, die 
 einem Abbau des Investitionsrückstandes 
gegenüberstanden: So sorgten zum Bei-
spiel hohe Baupreise für einen Ausgaben-
anstieg, aus diesem resultierte jedoch kein 
vergleichbares Mehr an Infrastruktur.7) Zu-
sätzliche politische Vorhaben – zum Bei-
spiel der Ausbau der Ganztagsbetreuung 
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in Schulen – sorgten für weitere 
 Investitionsbedarfe, die nicht im erforder-
lichen Umfang gedeckt werden konnten. 
In der Folge wuchs der wahrgenommene 
Investitionsrückstand trotz nominal stei-
gender Investitionsausgaben um sechs 
Prozent auf insgesamt 147 Milliarden Euro 
an (siehe Abbildung 3). Zur Finanzierung 
dieser Investitionsbedarfe greifen die 
Kommunen in ihrer Investitionstätigkeit 
vor allem auf Eigenmittel zurück, die sich 
aus Schlüsselzuweisungen und den origi-
nären Steuereinnahmen speisen. Auf die-
sem, letztlich auf Haushaltsüberschüssen 
basierendem Finanzierungsinstrument be-
ruht über ein Drittel der kommunalen 
 Investitionsfinanzierung.8) Hier droht die 
Corona-Krise nun spürbar ins Kontor zu 
schlagen. 

Rettungsanker Kommunalkredite?

Wenn die Eigenmittel wegbrechen, wäre 
der logische Schritt, auf die Fremdkapitalfi-
nanzierung auszuweichen. Mit Blick auf 
Kommunalkredite, auf die rund ein Viertel 
der Investitionsfinanzierung entfällt, deu-
ten sich immerhin auf absehbare Zeit keine 
negativen Effekte ab. Die Befürchtung, dass 
sich die Finanzierungskonditionen durch 
die Corona-Krise verschlechtern, wird von 
den Kommunen zu 65 Prozent nicht ge-
teilt. Aber die Schulden werden wieder 
steigen, denn ein Viertel der Kommunen 
plant mehr Investitions- und ein Drittel 
mehr Kassenkredite aufzunehmen, um die 
Einnahmeausfälle zu kompen sieren. 

Den Möglichkeiten einer fremdfinanzierten 
Investitionsausdehnung sind durch das 
Haushaltsrecht allerdings enge Grenzen 
 gesetzt, da sich die Höhe der Kreditermäch-
tigung letztlich an der finanziellen Leis-
tungsfähigkeit und damit der langfristigen 
Haushaltslage orientiert. Zwar ist im Mo-
ment keine ernsthafte Gefahr für die Trag-
fähigkeit der kommunalen Haushalte zu 
vermuten, auch dank der finanziell  guten 
vergangenen Jahre, zahlreicher Konsolidie-
rungserfolge der Kommunen sowie vielen 
Unterstützungsmaßnahmen des Bundes 
und der Länder. Aber das Risiko, dass Inves-
titionen einer Konsolidierung zum Opfer 
fallen, ist wieder gestiegen, weil sinkende 
Einnahmen und letztendlich Investitionen 
sich nur bedingt durch eine  höhere Schul-
denaufnahme überbrücken lassen.  

Dabei ist die weitere Steigerung der kom-
munalen Investitionen von hoher Rele-
vanz, denn die Kommunen spielen nicht 
nur bei der Bewältigung der unmittelbaren 
Auswirkungen der Krise eine wichtige 
 Rolle, sondern auch bei der langfristi- 

Abbildung 3: Wahrgenommener Investitionsrückstand der Kommunen 2019 
(in Milliarden Euro)

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2020
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Abbildung 1: Nettoanlageinvestitionen der Gemeinden und Gemeindeverbände 
(in Milliarden Euro)

Quelle: Destatis (2020)
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Abbildung 2: Geplante Investitionsausgaben (brutto) der Kommunen  
(in Milliarden Euro)

Quelle: Destatis (2020)
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gen Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
und Lebensqualität Deutschlands. Wenn 
Deutschland gestärkt aus der Krise hervor-
gehen will, darf die Wettbewerbsfähigkeit 
des Standorts nicht geschwächt werden, 
dafür sind die kommunalen Investitionen 
in die lokale Infrastruktur eine zentrale 
Stellschraube. 

Bund und Länder haben  
den Ernst der Lage erkannt

Eine Konsolidierung zulasten der Investi-
tionen muss also verhindert werden. Die 
Sicherung einer hinreichenden Investiti-
onsfähigkeit insbesondere der Kommunen 
ist und bleibt damit eine zentrale Aufgabe 
der Wirtschaftspolitik in Deutschland. Dies 
scheint auch die grundsätzliche Überzeu-
gung der Politik in Bund und Ländern zu 
sein, die deshalb erste Schutzschirme für 
die kommunalen Haushalte in der Corona-
Krise aufgespannt haben.

Das Konjunkturpaket des Bundes und  
die Hilfsmaßnahmen in einigen Ländern 
werden die härtesten Konsequenzen für die 

Fußnoten
1)  Diese grundsätzliche Übereinstimmung spiegelt sich 

beispielsweise in verschiedenen Vorschlägen der 
großen Wirtschaftsforschungsinstitute für Investi-
tionsprogramme, vgl. etwa IW/IMK (2019): „Für eine 
solide Finanzpolitik – Investitionen ermöglichen!“ 
oder DIW-Konjunkturprognose Sommer 2020. 

2) Siehe hierzu die volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung des Statistischen Bundesamtes: Die Bruttoan-
lageinvestitionen auf kommunaler Ebene reichen seit 
2002 nicht aus, die Abschreibungen zu decken.

3) Vgl. Krone/Scheller (2020a): „10 Jahre KfW-Kommu-
nalpanel: Methodik der Datenerhebung und -aufbe-
reitung“.

4) Aktuelle Schätzungen der Spitzenverbände reichen 
von 11,5 bis 20 Milliarden Euro. Viele Länder haben 
bereits Hilfsmaßnahmen (etwa vorgezogene Zahlun-
gen aus dem kommunalen Finanzausgleich) in die 
Wege geleitet. Auch der Bund hat mit seinem Kon-
junkturpaket in Höhe von 130 Milliarden Euro viele 
Maßnahmen auf kommunaler Ebene adressiert.

5) Vgl. Brand/Steinbrecher/Krone (2020): „Kommunal-
finanzen in der Corona-Krise: Einbruch erwartet, 
Investitionen unter Druck“.

6) Vgl. Freier/Geißler (2020): „Kommunale Finanzen in 
der Corona-Krise: Effekte und Reaktionen“.

7) Vgl. Brand/Steinbrecher (2020): „Kommunale Inves-
titionen: Preiseffekte am Bau fressen Zinsentlastung 
auf“. 

8) Vgl. Krone/Scheller (2020b): „KfW-Kommunalpanel 
2020“.
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Dieser Beitrag gibt die persönliche Meinung 
der Autoren wieder und nicht notwendiger-
weise die der KfW.

kommunalen Haushalte vermutlich auffan-
gen können. Die Entlastung bei den Sozial-
ausgaben durch die Übernahme von 75 
Prozent der Kosten der Unterkunft (KdU) 
durch den Bund wird zudem zu  einer dau-
erhaften Entspannung in den Haushalten 
gerade bei finanzschwachen und hochver-
schuldeten Kommunen führen. Viele der 
anderen Maßnahmen sind jedoch nur tem-
porärer Natur und werden kaum die grund-
sätzlichen Investitions probleme der kom-
munalen Ebene lösen.

Manche Investitionshemmnisse, wie feh-
lende Fachkräfte in der Verwaltung, werden 
bleiben, andere wie die Kapazitätsauslas-
tung am Bau könnten sich verringern; aber 
die langfristige Planungssicherheit bleibt 
das zentrale Hindernis für (höhere) Investi-
tionen. Eine auskömmliche Finanzausstat-
tung aller Kommunen muss darum wieder 
mehr Gewicht in der poli tischen Debatte 
bekommen, wenn die  Corona- und Kon-
junkturmaßnahmen aus laufen.
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